
Körner, Heiko; Kubon-Gilke, Gisela

Article  —  Published Version

Weltweiter Globalisierungsprozeß erfordert gestaltende
Eingriffe der Politik

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Körner, Heiko; Kubon-Gilke, Gisela (2007) : Weltweiter Globalisierungsprozeß
erfordert gestaltende Eingriffe der Politik, Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Springer, Heidelberg,
Vol. 87, Iss. 8, pp. 552-554,
https://doi.org/10.1007/s10273-007-0690-5

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/42851

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.1007/s10273-007-0690-5%0A
https://hdl.handle.net/10419/42851
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Wirtschaftsdienst 2007 • 8552

Anfang dieses Jahres suchte Thomas Apolte in die-
ser Zeitschrift zu belegen, „warum die Politik die 

Globalisierung nicht liebt“1. Seine Thesen können nicht 
ohne Widerspruch bleiben, weil sie sowohl in theore-
tischer Hinsicht als auch im Hinblick auf die Praxis so 
vereinfacht sind, dass sie das in Rede stehende Phä-
nomen – die Globalisierung nämlich – nicht treffen.

Wie jeder weiß, bezieht sich der Begriff „Globali-
sierung“ auf einen dynamischen, komplexen Prozess 
der weltwirtschaftlichen und weltgesellschaftlichen 
Integration. Dieser Prozess ist angetrieben durch den 
internationalen Wettbewerb auf den Güter- und Fak-
tormärkten, und er ist verbunden mit dem Streben 
nach wirtschaftlicher, geistiger und politischer Vor-
herrschaft. Er wird insbesondere ermöglicht durch 
den technischen und informationellen Fortschritt, der 
Transaktionskosten senkt und die Raumfriktion elimi-
niert. Er wird begleitet durch das Auftreten weltweit 
operierender multinationaler Unternehmen, die oft mit 
politischen und militärischen Interessengruppen amal-
gamiert sind. Und er fi ndet statt auf allen wirtschaft-
lichen, gesellschaftlichen und kulturellen Ebenen der 
davon betroffenen Gesellschaften.2 Unterstützt wurde 
der konkrete Globalisierungsweg durch den Internati-
onalen Währungsfonds und die Weltbank, die durch 
Aufl agen einer rigorosen Privatisierung demokratische 
Entscheidungsprozesse vor allem in Entwicklungslän-
dern restringierten. Die Ergebnisse der Globalisierung 
sind nicht einfach zu bewerten: Unzweifelhaft ist, dass 
die Globalisierung zur Zunahme der weltwirtschaft-
lichen Wertschöpfung beigetragen hat. Ob dadurch 
aber auch die Wohlfahrt aller Länder oder gar Gruppen 
weltweit gefördert wurde, sei dahingestellt. Denn die 
fortexistierende ungleiche Verteilung der wirtschaft-

lichen und politischen Macht in der Weltgesellschaft 
beeinfl usst die Absorptionskapazität, von der die Fä-
higkeit zur Wohlfahrtsgenerierung abhängt, durchaus 
unterschiedlich.

Konventionelles Lehrbuchwissen

Apolte versucht diesen komplexen, dynamischen 
Prozess unter Rückgriff auf konventionelles Lehrbuch-
wissen zu erklären. Aus diesen Quellen leitet er seine 
Behauptung ab, dass die globalisierungsbedingte in-
ternationale Marktöffnung nur Vorteile nach sich zieht, 
insofern als sie zur Angleichung der Preise und über 
die entsprechende Faktorreallokation zur Angleichung 
der Wohlstands niveaus führt. Das ist im Zweifel ge-
nauso unbestreitbar wie die Feststellung, dass die 
Abschaffung aller tarifären und nichttarifären Han-
delshemmnisse zur Befreiung der Konsumenten von 
kostentreibenden nationalen Marktabhängigkeiten 
führt. Jedoch fällt auf, dass es Apoltes wirtschaftlicher 
Welt allzu deutlich des (auch analytisch relevanten) 
Realitätsgehalts ermangelt, da sie durch die Ricardia-
nische Statik abgebildet ist und deshalb weder unvoll-
kommene Märkte noch Transaktionskosten und wirt-
schaftliche Macht kennt. Kann man aber annehmen, 
dass sich auf dieser analytischen Basis, die sich zur 
Beschreibung eines dynamischen Globalisierungspro-
zesses wirklich nicht eignet, überhaupt valide Progno-
sen auch nur über die wirtschaftlichen Wirkungen der 
Globalisierung ableiten lassen?

Wenn man von dem grundsätzlichen Problem der 
mangelhaften analytischen Basis absieht, von der 
ausgehend Apolte die globalisierungsbedingte Markt-
öffnung verteidigen will, sind auch seine daraus re-
sultierenden praktischen Schlussfolgerungen kaum 
nachvollziehbar. Denn die Behauptung, dass im inter-
nationalen Vergleich hohe Globalisierungsintensität 
eines Landes mit niedrigen Arbeits losenquoten, glo-
balisierungsfeindliche Abschließung aber mit hohen 
Arbeitslosenquoten einhergeht, ist empirisch nicht 
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1 Thomas A p o l t e : Warum die Politik die Globalisierung nicht liebt, in: 
WIRTSCHAFTSDIENST, 87. Jg. (2007), H. 1, S. 59 ff. 

2 Vgl. allgemein J.E. S t i g l i t z : Making Globalisation Work, New York 
2006.
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fundiert. Nimmt man nämlich an, dass die hohe Ar-
beitslosigkeit in manchen Industrieländern stärker auf 
binnenwirtschaftliche Faktoren zurückzuführen ist als 
auf außenwirtschaftliche, muss dies ebenso auf die 
beschäftigungspolitischen Erfolgsfälle zutreffen. Wo 
bleiben dann aber die allein segenbringenden Be-
schäftigungswirkungen der Globalisierung?

Doch methodische Bedenken werden wohl kaum 
verfangen, da es dem Autor vermutlich nicht um eine 
einwandfrei theoretisch fundierte Analyse des Globa-
lisierungsprozesses und seiner Auswirkungen geht. 
Denn eine solche Analyse müsste demgegenüber stär-
ker auf einzelne Volkswirtschaften disaggregiert argu-
mentieren und allein schon die „Lehrbuchprobleme“ 
der internationalen Arbeitsteilung wie national unter-
schiedliche Lösungen von Externalitätenproblemen 
oder endogene Arbeitslosigkeit berücksichtigen. Nicht 
nur durch eine Vielzahl von Wirkungskanälen ist der 
Globalisierungsprozess gekennzeichnet. Auch die 
Wirtschaften und Gesellschaften sind den Globalisie-
rungsimpulsen ungleichmäßig ausgesetzt. Das ergibt 
sich allein schon aus den komplexen strukturellen Ver-
hältnissen: Branchen an verschiedenen Standorten 
sind nicht nur unterschiedlich von der Veränderung der 
Beschaffungs- und Absatzmärkte betroffen, sondern 
entwickeln dabei auch jeweils eigene Anpassungs-
dynamiken. Da Branchen und Standorte wiederum 
miteinander um Ressourcen und Märkte konkurrieren, 
sind positive und negative Struktureffekte der Globa-
lisierung nicht einfach gegeneinander zu saldieren. 
Zumindest branchenüber greifende positive oder ne-
gative Spillovers, die z.B. über eine Veränderung der 
technologischen, organisatorischen und wissensmä-
ßigen Randbedingungen wirken, sind zu berücksich-
tigen.

Ein zusätzliches Problem – das aber Apolte völlig 
vernachlässigt – ist, dass diese Prozesse nicht allein 
auf das Wirtschaftssystem eines Landes beschränkt 
sind, sondern wiederum die Aktivität der großen ge-
sellschaftlichen Interessengruppen und der staatli-
chen Wirtschaftspolitik herausfordern: Akteure, die 
Anpassungsdruck empfi nden, werden vom Staat 
Kompensation verlangen; diejenigen, die den Globa-
lisierungsdruck positiv nutzen können, werden den 
Abbau von Regulierungen fordern, die als hinderlich 
empfunden werden. Auch hier ist es nicht angebracht, 
die so entstehenden „Kompensationseffekte“ mit den 
entsprechenden „Effi zienzeffekten“1 mechanisch zu 
verrechnen, wie das Apolte vorschlägt, indem er inter-
ventionistisch regierte Länder gegen solche mit libe-
ralem Politikstil abwägt. Denn die politischen Prozesse 

1 Vgl. hierzu bereits H. K ö r n e r : Die deutsche Wirtschaftspolitik in 
der Globalisierungsfalle?, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 79. Jg. (1999), 
H. 10, S. 598-604, insbes. S. 600 f.

in den heutigen Industriegesellschaften sind weitaus 
differenzierter als es seine vergleichsweise einfache 
Analyse suggeriert.

Fehlinterpretation des politischen Prozesses

Man kann nur vermuten, dass diese methodische 
und empirische Sorglosigkeit einem ausgeprägten an-
tietatistischen Komplex entspringt. Wie wäre es sonst 
zu erklären, dass der Autor im zweiten Teil seiner Aus-
führungen zu einer derart grotesken Fehlinterpretation 
des politischen Prozesses in Demokratien kommt? Er 
erweckt nämlich den Eindruck, als handele es sich hier 
um den Tummelplatz einer regulierungswütigen Poli-
tikerkaste, die im Kampf um Macht und Einfl uss die 
Marktwirtschaft stranguliert. Diese Darstellung wider-
spricht nicht nur allen Einsichten der ökonomischen 
Theorie der Politik.2 Sie ist auch deshalb bedenklich, 
weil die daraus entspringende Empfehlung, die Poli-
tik auf den Status eines „Nachtwächterstaates“ zu re-
duzieren, gerade im Hinblick auf die Bewältigung des 
Globalisierungsprozesses und seiner Folgen für ein-
zelne Volkswirtschaften außerordentlich gefährlich ist. 

Da die sozioökonomischen Bedingungen in der 
Realität von den Annahmen abweichen, die für die 
theoretische, neoklassisch geprägte „Idealwelt der 
Ökonomen“ typisch sind, kann man nicht unterstel-
len, dass die Anpassungen, die (unter anderem auch) 
durch Globalisierungsimpulse ausgelöst werden, 
„Selbstläufer“ sind: die wirtschaftliche Wirklichkeit ist 
gekennzeichnet durch Informationsmängel, Externali-
täten und Transaktionskosten. Deshalb kommt es zu 
suboptimalen Reallokationsmustern. Zudem ist das 
Anpassungstempo der vorhandenen sozio-ökono-
mischen Infrastrukturen und Institutionen gering, weil 
Lock-in-Effekte, die durch Pfadabhängigkeiten bedingt 
sind, bremsen. So können unter anderen „moralische 
Kosten“ für die Betroffenen entstehen, die zur Entwer-
tung des vorhandenen institutionellen Sozialkapitals 
führen,3 was wiederum das Auftreten gesellschaft-
licher Spannungen begünstigt. Eine zunehmende Un-
gleichheit gesellschaftlicher Lebenslagen kann jedoch 
die betroffenen Menschen destabilisieren und so die 
Erosion von Normen und Verhaltensstandards verur-
sachen, die dann das Marktsystem funktionsunfähig 
machen.

Angemessene Ordnungspolitik unverzichtbar

Soll die Globalisierung trotz solcher Probleme gelin-
gen, bedarf es geradezu staatlicher Institutionen und 
der lenkenden und strukturierenden Politik. Zunächst 

2 Vgl. zusammenfassend z.B. E. We e d e : Wirtschaft, Staat und Ge-
sellschaft, Tübingen 1990, insbes. S. 101 ff.

3 Vgl. G. K u b o n - G i l k e :  Verhaltensbindung und die Evolution öko-
nomischer Institutionen, Marburg 1997, S. 418 ff.
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ist eine Ordnungspolitik unverzichtbar, die mittels an-
gemessen ausgebauter Regulierungsinstitutionen An-
passungen erzwingt, wo Märkte nicht funktionieren, 
und Anpassungen kontrolliert, wo Märkte zu über-
schießenden Reaktionen neigen. Dadurch können 
Effi zienzeffekte auf einzelnen Märkten maximiert und 
Kompensationsforderungen der durch Fehlanpas-
sungen Betroffenen minimiert werden. Auch die För-
derung von Markttransparenz und Mobilität ist eine 
wichtige ordnungspolitische Aufgabe. Und eine auf 
Kompensation abzielende Sozialpolitik muss die ver-
bleibenden Anpassungslasten so verteilen, dass die 
globalisierungsbedingte Marktöffnung für die Mehr-
heit der Bevölkerung akzeptabel wird.4 Denn nur so 
entsteht „Systemvertrauen“, das den Prozess der 
Anpassung stabilisiert und die gegebene marktwirt-

4 Vgl. E. R i e g e r, St. L e i b f r i e d : Grundlagen der Globalisierung. 
Perspektiven des Wohlfahrtsstaates, Frankfurt/Main 2001, S. 93 ff.

schaftliche Ordnung funktionsfähig erhält.5 Neben all 
diesen gestaltenden Eingriffen zur Wirtschaftsordnung 
und zur Verteilung sind zudem Maßnahmen erforder-
lich, um endogen unbefriedigend gelösten Marktver-
sagensphänomenen zu begegnen.

Um diese Forderungen umzusetzen, sind wirt-
schafts- und sozialpolitischer Sachverstand genauso 
unverzichtbar wie verantwortungsvolles politisches 
Engagement. In diesem Sinne ist Apolte Recht zu ge-
ben: Egoistische, wirtschaftsfeindliche Politiker sind 
nicht geeignet zu diesem Geschäft. Aber es gilt auch, 
dass Ökonomen, die die Wirklichkeit der Globalisie-
rung auf zu vereinfachendes Lehrbuchwissen reduzie-
ren nicht zu wirtschaftspolitischen Ratgebern taugen, 
weil sie „das Kind mit dem Bade ausschütten“.

5 Vgl. F.L. S e l l : Vertrauen und Vertrauenserosion – Ökonomische 
Funktionen und Effekte, in: M. H e l d  et al. (Hrsg.): Normative und ins-
titutionelle  Grundfragen  der Ökonomik,  Jahrb. 4: Reputation und 
Vertrauen, Marburg 2005, S. 161-184.


